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B9-0082/2020

Entschließung des Europäischen Parlaments zum Gesetz von 2019 zur Änderung des 
indischen Staatsbürgerschaftsrechts
(2020/2519(RSP))

Das Europäische Parlament,

– unter Hinweis auf seine vorangegangenen Entschließungen zu Indien,

– unter Hinweis auf die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte,

– unter Hinweis auf den Internationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte 
(IPBPR),

– unter Hinweis auf das Internationale Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von 
Rassendiskriminierung,

– unter Hinweis auf den globalen Pakt für eine sichere, geordnete und reguläre Migration,

– unter Hinweis auf die Erklärung vom 18. Dezember 1992 über die Rechte von 
Personen, die nationalen oder ethnischen, religiösen und sprachlichen Minderheiten 
angehören,

– unter Hinweis auf die Grundprinzipien der Vereinten Nationen für die Anwendung von 
Gewalt und den Gebrauch von Schusswaffen durch Beamte mit Polizeibefugnissen,

– unter Hinweis auf die indische Verfassung,

– gestützt auf Artikel 132 Absatz 2 seiner Geschäftsordnung,

A. in der Erwägung, dass die Unteilbarkeit der Menschenrechte, darunter bürgerliche, 
politische, wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte, eines der wichtigsten Ziele der 
Europäischen Union in ihren Beziehungen zu Indien ist;

B. in der Erwägung, dass mit dem Gesetz von 2019 zur Änderung des indischen 
Staatsbürgerschaftsrechts („Citizenship (Amendment) Act“, im Folgenden „das neue 
Gesetz“) das beschleunigte Verfahren zur Erlangung der indischen Staatsbürgerschaft 
auf einige religiöse Minderheiten ausgedehnt wird, die vor der Verfolgung in den 
Nachbarländern geflohen sind, und zwar auf Migranten ohne gültige Ausweispapiere, 
die den religiösen Minderheiten der Hindus, der Sikhs, der Buddhisten, der Jaina, der 
Parsen und der Christen aus Afghanistan, Bangladesch oder Pakistan angehören, die am 
oder vor dem 31. Dezember 2014 nach Indien eingereist sind;

C. in der Erwägung, dass die Regierung eine zügige Verleihung der Staatsbürgerschaft 
informell damit begründet, dass es sich bei den im neuen Gesetz aufgeführten Ländern 
um Länder mit mehrheitlich muslimischer Bevölkerung handele, in denen religiöse 
Minderheiten eher verfolgt werden;

D. in der Erwägung, dass Indien an Bangladesch, Bhutan, Myanmar/Birma, Nepal, 
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Pakistan und Sri Lanka grenzt; in der Erwägung, dass die Tamilen Sri Lankas, die die 
größte Flüchtlingsgruppe in Indien bilden und seit mehr als 30 Jahren im Land leben, 
allerdings nicht in den Geltungsbereich des neuen Gesetzes fallen; in der Erwägung, 
dass das neue Gesetz zudem die dem Volk der Rohingya angehörenden Muslime aus 
Myanmar/Birma ausschließt, die von Amnesty International und den Vereinten 
Nationen als die am stärksten verfolgte Minderheit weltweit eingestuft wurden; in der 
Erwägung, dass das neue Gesetz ferner die Not der Ahmadis in Pakistan, der Bihari-
Muslime in Bangladesch und der Hazara in Pakistan übergeht, die alle in ihren 
Heimatländern verfolgt werden;

E. in der Erwägung, dass das neue Gesetz ausdrücklich diskriminierend ist, da es 
namentlich Muslimen nicht denselben Zugang zu dem Regelwerk gewährt wie 
Angehörigen anderer Religionsgemeinschaften;

F. in der Erwägung, dass Indien gemäß der indischen Verfassung eine souveräne säkulare 
demokratische Republik ist und dass es daher grundsätzlich verfassungswidrig ist, die 
Religion als Kriterium für die Staatsbürgerschaft heranzuziehen;

G. in der Erwägung, dass das neue Gesetz nicht mit Artikel 14 der indischen Verfassung 
vereinbar ist, der jedem Menschen das Recht auf Gleichbehandlung garantiert und alle 
Menschen vor Diskriminierung aus Gründen der Religionszugehörigkeit, der Rasse, der 
Kastenzugehörigkeit, des Geschlechts oder des Geburtsorts schützt; in der Erwägung, 
dass das Gesetz auch die Verpflichtung Indiens untergräbt, die Allgemeine Erklärung 
der Menschenrechte, den Internationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte 
(IPBPR) und das Internationale Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von 
Rassendiskriminierung zu achten, denen Indien als Vertragspartei angehört und die 
Diskriminierung aus Gründen der Rasse, der Ethnie oder der Religionszugehörigkeit 
untersagen;

H. in der Erwägung, dass alle Migranten – unabhängig von ihrem Migrationsstatus – 
Anspruch auf Achtung, Schutz und die Wahrung ihrer Menschenrechte haben;

I. in der Erwägung, dass der Erlass des neuen Gesetzes massive Proteste gegen seine 
Anwendung ausgelöst hat, bei denen Berichten zufolge 27 Menschen ums Leben 
gekommen sind, 175 Personen verletzt und Tausende festgenommen wurden; in der 
Erwägung, dass die Behörden außerdem das Internet abgeschaltet, Ausgangssperren 
verhängt und den öffentlichen Verkehr eingeschränkt haben, um friedliche Proteste zu 
verhindern;

J. in der Erwägung, dass die Polizei in ganz Indien brutal auf die Proteste reagiert hat, 
wobei Berichten zufolge Hunderte von Demonstranten, insbesondere im Bundesstaat 
Uttar Pradesh, verprügelt und gefoltert wurden oder auf sie geschossen wurde;

K. in der Erwägung, dass am 5. Januar 2020 der Campus der Jawaharlal-Nehru-Universität 
– einer der wichtigsten Treffpunkte für die Studierenden, die gegen das neue Gesetz und 
das nationale Bürgerverzeichnis („National Register of Citizens“, NRC) protestierten – 
von vermummten Personen angegriffen wurde, die mehr als 20 Studierende und 
Dozenten der Universität verletzten; in der Erwägung, dass aus mehreren 
Medienberichten und Aussagen von Studierenden hervorgeht, dass die Polizei zwar den 
Angriff beobachtete, sich jedoch weigerte, die Angreifer zurückzuhalten und in 
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Gewahrsam zu nehmen;

L. in der Erwägung, dass das neue Gesetz einen gefährlichen Präzedenzfall schafft und 
eine Verschärfung der hinduistisch-nationalistischen Agenda der Regierung darstellt;

M. in der Erwägung, dass sowohl der Inhalt des neuen Gesetzes als auch die von ihm 
geschürte Gewalt – seitens der Polizei und auch seitens regierungstreuer Gruppen – 
eindeutige Verstöße gegen die Menschenrechte der Einwohner Indiens und seiner 
Nachbarländer darstellen;

N. in der Erwägung, dass die internationale Gemeinschaft, einschließlich der Vereinten 
Nationen, bereits ihre Bedenken mit Blick auf das neue Gesetz und die aufgrund seiner 
Anwendung ausgelöste Gewalt geäußert hat; in der Erwägung, dass das Amt der Hohen 
Kommissarin der Vereinten Nationen für Menschenrechte seine Besorgnis darüber zum 
Ausdruck gebracht hat, dass das neue Gesetz grundsätzlich diskriminierend sei;

O. in der Erwägung, dass das neue Gesetz im Zuge der Bemühungen der Regierung um 
eine landesweite Überprüfung der Staatsbürgerschaft (im Wege des nationalen 
Bürgerverzeichnisses) angenommen wurde; in der Erwägung, dass die Erklärungen der 
Regierung darauf hindeuten, dass das nationale Bürgerverzeichnis darauf abzielt, 
Muslime ihrer Rechte als Staatsbürger zu berauben und gleichzeitig die Rechte von 
Hindus und anderen Nicht-Muslimen zu schützen;

P. in der Erwägung, dass die indische Regierung das nationale Bürgerverzeichnis 
einführen wird, in dem die Staatsbürgerschaft von mehr als 1,3 Milliarden Menschen in 
dem Land dokumentiert wird; in der Erwägung, dass dieser Vorgang vor Kurzem im 
Bundesstaat Assam abgeschlossen wurde, was zur Ausgrenzung von mehr als 
1,9 Millionen Menschen führte, die als „irreguläre“ Migranten eingestuft wurden und 
die nun Gefahr laufen, in neu errichteten Internierungslagern festgehalten oder 
abgeschoben zu werden; in der Erwägung, dass auch im Bundesstaat Karnataka 
Internierungslager errichtet werden;

Q. in der Erwägung, dass die indische Regierung jegliche Form der Diskriminierung 
bestreitet, obwohl Muslime gemäß den durch das Gesetz eingeführten Änderungen 
ausdrücklich von dem Verfahren des nationalen Bürgerverzeichnisses ausgeschlossen 
sind;

R. in der Erwägung, dass es schwierig ist, das neue Gesetz isoliert zu betrachten, da 
sowohl mit den Änderungen als auch mit dem nationalen Bürgerverzeichnis den 
Minderheiten ihre indische Staatsbürgerschaft aberkannt werden könnte; in der 
Erwägung, dass nur die aus dem nationalen Bürgerverzeichnis ausgeschlossenen 
Muslime Schwierigkeiten haben werden, ihre Fälle vor ausländischen Gerichten zu 
gewinnen;

S. in der Erwägung, dass mehrere indische Bundesstaaten bereits angekündigt haben, dass 
sie das Gesetz nicht anwenden werden; in der Erwägung, dass die Regierung des 
Bundesstaats Kerala in ihrer Petition an den Obersten Gerichtshof das neue Gesetz als 
Verstoß gegen den säkularen Charakter der indischen Verfassung bezeichnet und die 
Regierung beschuldigt hat, die Nation entlang religiöser Trennlinien zu spalten;
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1. ist besorgt darüber, dass das neue Gesetz grundsätzlich diskriminierend ist, und 
verurteilt den Erlass dieses Gesetzes; bedauert, dass Indien bei seiner Einbürgerungs- 
und Flüchtlingspolitik religiöse Kriterien heranzieht;

2. fordert die indische Regierung auf, unverzüglich einen friedlichen Dialog mit 
verschiedenen Bevölkerungsgruppen aufzunehmen und die diskriminierenden 
Änderungen aufzuheben, die gegen die internationalen Verpflichtungen Indiens gemäß 
dem IPBPR und anderen Menschenrechtsverträgen verstoßen, denen zufolge die 
Staatsbürgerschaft nicht aus Gründen der Rasse, der Hautfarbe, der Abstammung oder 
der nationalen oder ethnischen Herkunft aberkannt werden darf;

3. weist darauf hin, dass das Ziel, verfolgte Gruppen zu schützen, zwar zu begrüßen ist, 
dies aber im Wege einer soliden nationalen Asylregelung erfolgen sollte, die auf dem 
Grundsatz der Gleichbehandlung und Nichtdiskriminierung beruht und ungeachtet der 
Rasse, der Religionszugehörigkeit, der nationalen Herkunft oder anderer unzulässiger 
Gründe für alle Menschen gilt, die Schutz vor Verfolgung und anderen 
Menschenrechtsverletzungen benötigen;

4. ist besorgt darüber, dass das neue Gesetz eine gefährliche Veränderung in der Art und 
Weise darstellt, wie die Staatsbürgerschaft in Indien festgelegt wird, und die größte 
Krise aufgrund von Staatenlosigkeit weltweit und unermessliches menschliches Leid 
hervorrufen dürfte;

5. nimmt zur Kenntnis, dass der Oberste Gerichtshof Indiens das neue Gesetz überprüfen 
wird, und hofft, dass er die Vereinbarkeit des Gesetzes mit der indischen Verfassung 
und mit den internationalen Menschenrechtsverpflichtungen des Landes einer 
sorgfältigen Prüfung unterziehen wird;

6. fordert die indische Regierung auf, den legitimen Bedenken im Zusammenhang mit 
dem nationalen Bürgerverzeichnis, mit dem gezielt ausgegrenzte Bevölkerungsgruppen 
angegangen werden, Rechnung zu tragen;

7. bekräftigt, dass das Recht auf friedliche Versammlung in Artikel 21 des IPBPR 
verankert ist, dem Indien als Vertragspartei angehört;

8. verurteilt die Gewalt und systematische Brutalität im Zusammenhang mit dem neuen 
Gesetz; fordert die indischen Staatsorgane auf, die gewaltsame Unterdrückung 
derjenigen zu beenden, die ihrer Politik kritisch gegenüberstehen;

9. fordert die indische Regierung auf, dafür Sorge zu tragen, dass sich die 
Sicherheitskräfte an die Grundprinzipien der Vereinten Nationen für die Anwendung 
von Gewalt und den Gebrauch von Schusswaffen durch Beamte mit Polizeibefugnissen 
halten;

10. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat, der Kommission, den 
Mitgliedstaaten, dem Vizepräsidenten der Kommission/Hohen Vertreter der Union für 
Außen- und Sicherheitspolitik, dem Präsidenten Indiens, der Regierung Indiens, dem 
Premierminister Indiens und dem indischen Parlament zu übermitteln.


